Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2401 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Entschädigung für Opfer von Gewalttaten 
— Drucksache 10/2103 — 


A. Problem 

1. Regelung von Zuständigkeiten, 

2. Beseitigung von Härten, die durch die Begrenzung der Ent- 
schädigung auf Gewalttaten, die sich nach dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten ereignet haben, entstanden sind. 


B. Lösung 

1. Für Schädigungen, die durch eine Gewalttat auf einem 
deutschen Schiff oder Flugzeug entstanden sind, wird die 
Zuständigkeit jeweils nur eines Versorgungsamtes be- 
stimmt. 

2. Gesundheitlich und wirtschaftlich schwer betroffene Opfer 
von Gewalttaten, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis 
15. Mai 1976 verübt wurden, und deren bedürftige Hinter- 
bliebene sollen in die Versorgung einbezogen werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 


20 . 11.84 


Sachgebiet 86 


keine 
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D. Kosten 





Mio. DM 

1984 

1985 

1986 

1987 

Bund 

0,4 

2,5 bis 3,0 

2,5 bis 3,0 

2,5 bis 3,0 

Länder 

0,5 

4,0 bis 4,5 

4,0 bis 4,5 

4,0 bis 4,5 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten — 
Drucksache 10/2103 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtli- 
chen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 14. November 1984 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig Frau Steinhauer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
für Opfer von Gewalttaten 
— Drucksache 10/2103 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


Gesetzentwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Entschädigung 
für Opfer von Gewalttaten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten vom 11. Mai 1976 (BGBl. I S. 1181), ge- 
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. August 
1978 (BGBl. I S. 1217), wird wie folgt geändert: 


1. § 6 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Versorgung nach diesem Gesetz ob- 
liegt den für die Durchführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes zuständigen Behörden. Ist der 
Bund Kostenträger, so sind zuständig 

1. wenn der Geschädigte seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem Land hat, 
die Behörden dieses Landes, 

2. wenn der Geschädigte seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes hat, die Be- 
hörden des Landes, das die Versorgung von 
Kriegsopfern in dem Wohnsitz- oder Aufent- 
haltsland durchführt. 

Abweichend von Satz 2 sind, wenn die Schädi- 
gung auf einem deutschen Schiff oder Luftfahr- 
zeug eingetreten ist, die Behörden des Landes 
zuständig, in dem das Schiff in das Schiffsregi- 
ster eingetragen ist oder in dem der Halter des 
Luftfahrzeugs seinen Sitz oder Wohnsitz hat.“ 

2. Dem § 10 wird folgender Satz angefügt: 

„Darüber hinaus gelten die §§ 1 bis 7 für Ansprü- 
che aus Taten, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 


Beschlüsse des 1 1. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Entschädigung 
für Opfer von Gewalttaten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten vom 11. Mai 1976 (BGBl. I S. 1181), ge- 
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. August 
1978 (BGBl. I S. 1217), wird wie folgt geändert: 

01. In der Überschrift wird der Klammerzusatz 
wie folgt gefaßt: 

„(Opferentschädigungsgesetz — OEG)“. 

1. unverändert 


2. Dem § 10 wird folgender Satz angefügt: 

„Darüber hinaus gelten die §§ 1 bis 7 für An- 
sprüche aus Taten, die in der Zeit vom 23. Mai 
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Gesetzentwurf 

bis 15. Mai 1976 begangen worden sind, nach 
Maßgabe des § 10 a.“ 

3. Nach § 10 wird eingefügt: 

„§10a 

Härteregelung 

(1) Personen, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 
bis 15. Mai 1976 geschädigt worden sind, erhal- 
ten auf Antrag Versorgung, solange sie 

1. allein infolge dieser Schädigung schwerbe- 
schädigt sind und 

2. bedürftig sind und 

3. im Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ha- 
ben. 

§ 31 Abs. 4 Satz 2 erster Halbsatz Bundesversor- 
gungsgesetz gilt. 

(2) Bedürftig ist ein Anspruchsteller, wenn 
sein Einkommen im Sinne des § 33 des Bundes- 
versorgungsgesetzes den Betrag, von dem an die 
nach der Anrechnungsverordnung (§ 33 Abs. 6 
Bundesversorgungsgesetz) zu berechnenden 
Leistungen nicht mehr zustehen, zuzüglich des 
Betrages der jeweiligen Grundrente, der 
Schwerstbeschädigtenzulage sowie der Pflege- 
zulage nicht übersteigt. 

(3) Übersteigt das Einkommen den Betrag, 
von dem an die vom Einkommen beeinflußten 
Versorgungsleistungen nicht mehr zustehen, so 
sind die Versorgungsbezüge in der Reihenfolge 
Grundrente, Schwerstbeschädigtenzulage und 
Pflegezulage um den übersteigenden Betrag zu 
mindern. Bei der Berechnung des übersteigen- 
den Betrages sind die Einkünfte aus gegenwärti- 
ger Erwerbstätigkeit vor den übrigen Einkünf- 
ten zu berücksichtigen. §33 Abs. 4, §33a Abs. 2 
und §33b Abs. 6 Bundesversorgungsgesetz gel- 
ten nicht. 

(4) Die Hinterbliebenen eines Geschädigten 
erhalten auf Antrag Versorgung in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 38 bis 52 Bundesversor- 
gungsgesetz, solange sie bedürftig sind und im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt haben. Absätze 2 und 
3 gelten entsprechend. Unabhängig vom Zeit- 
punkt des Todes des Beschädigten sind für die 
Witwenbeihilfe die Anspruchsvoraussetzungen 
des § 48 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Bundesversor- 
gungsgesetzes in der im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung geltenden Fassung maßgebend. 

(5) Die Versorgung umfaßt alle nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz vorgesehenen Leistungen 
mit Ausnahme von Berufsschadens- und Scha- 
densausgleich.“ 


Beschlüsse des 1 1. Ausschusses 

1949 bis 15. Mai 1976 begangen worden sind, 
nach Maßgabe der §§ 10 a und 10 b.“ 

3. unverändert 
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Gesetzentwurf Beschlüsse des 1 1. Ausschusses 

4. Nach § 10a wird eingefügt: 4, unverändert 

»§10b 

Übergangsregelung 

Neue Ansprüche, die sich auf Grund einer Än- 
derung dieses Gesetzes ergeben, werden nur auf 
Antrag festgestellt. Wird der Antrag binnen ei- 
nes Jahres nach dem Inkrafttreten der Ände- 
rung gestellt, so beginnt die Zahlung mit dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens, frühestens jedoch 
mit dem Monat, in dem die Voraussetzungen er- 
füllt sind.“ 


Artikel 2 Artikel 2 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- unverändert 

nung kann den Wortlaut des Gesetzes über die Ent- 
schädigung für Opfer von Gewalttaten in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 


Artikel 3 Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 4 


Artikel 4 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Frau Steinhauer 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre- 
gierung eingebr achten Entwurf eines Ersten Geset- 
zes zur Änderung des Gesetzes über die Entschädi- 
gung für Opfer von Gewalttaten — Drucksache 
10/2103 — in seiner 91. Sitzung am 18. Oktober 1984 
in erster Lesung beraten. Der Gesetzentwurf ist fe- 
derführend dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung und mitberatend dem Rechtsausschuß sowie 
nach § 96 GO dem Haushalts ausschuß überwiesen 
worden. 

Der mitberatende Rechtsausschuß schlägt einstim- 
mig vor, den Gesetzentwurf mit einigen redaktio- 
nellen Änderungen anzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 GO gesondert vorlegen. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzun- 
gen am 19. und 24. Oktober 1984 und abschließend 
am 14. November 1984 beraten und mit einigen re- 
daktionellen Änderungen gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf in der aus der Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung einstimmig angenommen. 

Der Gesetzentwurf sieht in seinem Schwerpunkt 
vor, künftig auch Opfer und Hinterbliebene von sol- 
chen Gewalttaten zu versorgen, die in der Zeit vom 
23. Mai 1949 bis zum 15. Mai 1976 verübt worden 
sind. Voraussetzung für Versorgungsansprüche 
sind die Minderung der Erwerbsfähigkeit des Op- 
fers infolge der Gewalttat um mindestens 50 v. H., 
die Bedürftigkeit der Opfer oder der Hinterbliebe- 
nen und derep Wohnsitz im Inland. Die Härterege- 
lung des Entwurfs entspricht den Regelungen des 
Bundesversorgungsgesetzes, wobei jedoch der 
Schadens- und Berufs Schadensausgleich ausge- 
schlossen sind. Ferner ist eine Einkommensanrech- 
nung auf die ansonsten vom Einkommen unabhän- 
gige Rentenleistung des BVG vorgesehen. 

II. 

Der Ausschuß begrüßte die Fortentwicklung des 
Opferentschädigungsrechts, mit dem 1976 Neuland 
betreten worden ist. Die Ausweitung des An- 
spruchszeitraums rückwirkend bis 1949 wird nach 
Auffassung des Ausschusses für die Verwaltung 
Probleme bei der Ausführung des Gesetzes mit sich 
bringen, die insbesondere aus Beweisfragen resul- 
tieren. Auch in der Vergangenheit hat es bei der 
Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen 
Schwierigkeiten gegeben, die beispielsweise bei der 
Entschädigung der Opfer der Entführung der Luft- 
hansa-Maschine „Landshut“ nach Mogadischu zu 
bürokratischen und auch inhumanen Auseinander- 
setzungen geführt haben. Der Ausschuß hat sich 
daher für eine Verbesserung der Ausführung des 
Gesetzes ausgesprochen und bei dieser Gelegenheit 


zur Kenntnis genommen, daß die Probleme in Zu- 
sammenhang mit der Entschädigung der „Lands- 
hut“-Opfer aus dem Bemühen der Verwaltung um 
eine schnelle Entschädigung herrührten und daß 
im übrigen die Ämter um eine korrekte Ausführung 
des Gesetzes bemüht seien. 

Der Ausschuß erörterte die Bitte des Bundesrates 
zu prüfen, ob eine Änderung des Opferentschädi- 
gungsgesetzes dahin gehend angestrebt werden sol- 
le, daß Kosten für Heilbehandlung künftig aus öf- 
fentlichen Mitteln nur noch insoweit getragen wer- 
den sollten, als kein versicherungsrechtlicher An- 
spruch auf Krankenhilfe bestehe. Der Ausschuß 
sprach sich einstimmig für die Ablehnung dieses 
Vorschlages aus. Er war der Auffassung, daß die 
Versichertengemeinschaft nicht mit Kosten bela- 
stet werden dürfe, die entschädigungsrechtlich ab- 
zugelten seien. Diese Konzeption lag bereits dem 
OEG 1976 zugrunde. 

Die Frage der Änderung der Gegenseitigkeitsklau- 
sel des geltenden Rechts, nach der Ausländer dann 
keinen Anspruch auf Versorgung haben, wenn die 
Gegenseitigkeit nicht gewährleistet ist, nahm in 
den Beratungen breiten Raum ein. Von den Abge- 
ordneten der SPD-Fraktion wurde diese Gegensei- 
tigkeitsklausel, die 1976 aufgrund des Begehrens 
des Bundesrates in das Opferentschädigungsgesetz 
aufgenommen worden war, vor allem deshalb als 
unbefriedigend empfunden, weil es nach geltendem 
Recht für eventuelle Entschädigungsansprüche von 
in der Bundesrepublik Deutschland lebenden und 
Steuern zahlenden ausländischen Arbeitnehmern 
darauf ankommt, ob mit deren Herkunftsland Ge- 
genseitigkeit besteht. Die Fraktion der SPD brachte 
daher einen Änderungsantrag ein, der eine Modifi- 
zierung der Gegenseitigkeitsklausel zum Inhalt 
hatte und die Einbeziehung von im Inland wohnhaf- 
ten Ausländern in die Versorgung auch dann vor- 
sah, wenn mit deren Herkunftsländern keine Ge- 
genseitigkeit besteht. 

Der Antrag ist mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men der Mitglieder der SPD-Fraktion und der Frak- 
tion DIE GRÜNEN abgelehnt worden. Zur Begrün- 
dung der Ablehnung verwiesen die Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP auf die angespannte Haushalts- 
lage des Bundes, der bei Annahme des Antrags zu- 
sätzlich mit 600 000 DM belastet würde, sowie auf 
die Situation der Länder, deren Mehraufwendun- 
gen mit 1,8 Mio. DM erheblich größer seien. Durch 
sein Prüfungsbegehren, ob eine Änderung des 
Opferentschädigungsgesetzes dahin gehend anzu- 
streben sei, daß künftig Kosten für Heilbehandlung 
aus öffentlichen Mitteln nur noch insoweit getragen 
werden sollten, als kein versicherungsrechtlicher 
Anspruch auf Krankenhilfe bestehe, habe der Bun- 
desrat aus finanziellen Gründen seine nur zögernde 
Bereitschaft zur Zustimmung zu diesem Gesetz 
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deutlich gemacht Die Mitglieder der Fraktion der 
SPD wiesen das Argument der Haushaltsenge des 
Bundes angesichts des relativ geringen Betrages 
von ca. 600 000 DM zurück. 

Des weiteren begründeten die Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP die Ablehnung des Antrags der Frak- 
tion der SPD damit, daß durch die Gegenseitigkeits- 
klausel andere Staaten veranlaßt werden sollten, 
deutschen Staatsbürgern, soweit sie dort Opfer von 
Gewalttaten würden, durch ihre Gesetzgebung ent- 
sprechende Ansprüche einzuräumen. Dies entspre- 
che auch der Konvention des Europarates über die 
Entschädigung für Opfer von Gewalttaten, die die 
Bundesregierung am 24. November 1983 mit dem 
ausdrücklichen Vorbehalt der Gegenseitigkeit un- 
terzeichnet habe. Derzeit gebe es nur wenige Staa- 
ten, mit denen Gegenseitigkeit gewährleistet sei. 


III. 

Soweit die Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs 
unverändert übernommen wurden, wird auf deren 


Begründung verwiesen. Zur Begründung der vom 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgeschla- 
genen Änderungen und Ergänzungen von Einzelbe- 
stimmungen des Gesetzentwurfs ist folgendes zu 
bemerken: 


Zu Artikel 1 


Zu Nummer 01 

Es handelt sich um die Einführung einer der Ver- 
waltungsvereinfachung dienenden Abkürzung. Sie 
geht auf Stellungnahmen des Bundesrates und des 
mitberatenden Rechtsausschusses zurück. 


Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, 
die dem Anliegen des Bundesrates und des mitbera- 
tenden Rechtsausschusses Rechnung trägt. 


Bonn, den 16. November 1984 


Frau Steinhauer 

Berichterstatter 
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